
REZENSIONEN

Neuer „Simitis“ zur 
Datenschutzgrundverordnung
Spiros  Simitis,  Gerrit  Hornung  und  Indra
Spiecker  genannt  Döhmann (Hrsg.),  Daten-
schutzrecht. DSGVO mit BDSG, Baden-Baden:
Nomos Verlag 2019,  1.474 Seiten,  198,-  Euro
[ISBN 978-3-8487-3590-7]

Das  2016  verabschiedete  EU-Daten-
schutzrecht hat erheblichen Beratungs-
bedarf  erzeugt.  Für  Anwält*innen  war
und ist dies ein gutes Geschäft. Auch der
Bedarf  an  Fachliteratur  ist  groß.  Die
Fachverlage haben ihr Angebot an Pra-
xisanleitungen, Handbüchern und Kom-
mentaren  zu  Datenschutzfragen  daher
in  den  letzten  Jahren  erheblich  ausge-
weitet. 

Kommentare  sind  in  Deutschland
nach wie vor ein Kernelement der juris-
tischen Fachliteratur. Mehr oder minder
ausführliche  Erläuterungen  von  Geset-
zestexten, orientiert am Aufbau des Ge-
setzes, gehören zum alltäglichen juristi-
schen  „Handwerkzeug“.  Wenn  sie  ver-
ständlich  und  anschaulich  geschrieben
sind, können sie auch einem nicht spezi-
ell  juristisch  geschulten  Publikum  hel-
fen, Gesetzestexte im Kontext ihrer Aus-
legung und der zu den jeweiligen Ausle-
gungsfragen  ergangenen  Rechtspre-
chung  zu  verstehen.  Als  die  Daten-
schutzgrundverordnung  (DSGVO)  2018
in Deutschland in einer Neufassung des
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) kon-
kretisiert wurde, mussten die Kommen-
tare zum „alten“ BDSG durch neue Kom-
mentarliteratur ersetzt werden. 

Der 2019 erschienene Kommentar löst
den langjährig  von Spiros  Simitis,  Pro-
fessor an der Goethe-Universität Frank-
furt am Main und von 1975 bis 1991 hes-
sischer  Datenschutzbeauftragter,  her-
ausgegeben  Kommentar  zum  BDSG  ab.
Im  Aufbau  orientiert  sich  der  2019  in
ganz neuer Aufmachung und mit neuen
Inhalten erschienene Kommentar an der
Datenschutzgrundverordnung.  Der  Un-
tertitel  „DSGVO  mit  BDSG“  bezieht  sich
insbesondere  darauf,  dass  überall  dort,
wo die DSGVO trotz der Rechtsform ei-
ner  unmittelbar  wirkenden EU-Verord-
nung Regelungslücken enthält  und den
Mitgliedstaaten Gestaltungsoptionen er-
öffnet, die bundesgesetzliche Ausgestal-
tung  im  novellierten  Bundesdaten-
schutzgesetz in die Kommentierung ein-
bezogen wurde.  Systematisch kommen-
tiert werden in dem vorliegenden Werk
aber nur die Artikel der DSGVO. Konkre-
tisierende Vorschriften aus dem 2018 an
die  DSGVO  angepassten  Bundesdaten-
schutzgesetz kommen daher nur punk-
tuell  und  innerhalb  der  Erläuterungen
zur DSGVO vor. Am Ende des Kommen-
tars  findet sich zudem ein „Fundstellen-
verzeichnis  BDSG  neu“  (S. 1.411 ff.),  das
Hinweise  darauf  enthält,  welche  BDSG-
Vorschriften  wo Erwähnung finden.  Da
es  sich  um  einen  DSGVO-Kommentar
handelt,  kommt  die  Richtlinie  (EU)
2016/680 über den von der DSGVO aus-
genommenen  Datenschutz  im  Bereich
Strafjustiz und Polizei, die (u.a.) im hin-
teren Teil des BDSG 2018 in das deutsche
Recht umgesetzt wurde,1 in diesem Kom-

1 Näher hierzu: Aden, Besserer Datenschutz –
auch für Polizei und Strafjustiz?, in: vorgänge
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mentar  eher  am  Rande  vor.  Der  Kom-
mentierung  vorangestellt  sind  die
DSGVO und das BDSG 2018 im Wortlaut.

Die  insgesamt  20  Autor*innen  der
Einzelkommentierungen sind  ausgewie-
sene Expert*innen aus Wissenschaft und
Datenschutzpraxis,  darunter  gleich
mehrere  amtierende  oder  frühere  Lan-
desdatenschutzbeauftragte  (Johannes
Caspar,  Alexander  Dix,  Marit  Hansen
und Thomas Petri). Jan Philipp Albrecht,
seinerzeit als Abgeordneter im Europäi-
schen Parlament Berichterstatter für die
DSGVO und seit 2018 Minister in Schles-
wig-Holstein,  hat  zwei  einleitende  Ab-
schnitte  zur  Entstehung  der  DSGVO
(S. 208ff.) und zur Konzeption des Art. 6
DSGVO (S. 401-403) beigesteuert, der die
zentralen Kategorien und Voraussetzun-
gen rechtmäßiger Datenverarbeitung re-
gelt. 

Die große Zahl von Autor*innen trägt
dazu bei, dass Stil, Intensität und norma-
tive Bewertungsmaßstäbe der Kommen-
tierungen unterschiedlich sind. Dass der
Kommentar  in  Summe  stattliche  1.474
Seiten umfasst, symbolisiert den Umfang
der  teils  komplexen  Auslegungsfragen,
die aus dem früheren Datenschutzrecht
in die DSGVO „mitgenommen“ oder durch
den  verabschiedeten  DSGVO-Wortlaut
neu  erzeugt  wurden.  Das  ausführliche
Stichwortverzeichnis  erleichtert  die
Nutzung  des  Kommentars  ebenso  wie
eine Kurzbezeichnung des jeweils kom-
mentierten DSGVO-Artikels in den Kopf-
zeilen.

Aus der Vielzahl interessanter Einzel-
kommentierungen können hier nur eini-
ge wenige exemplarisch herausgegriffen
werden.  Art. 9  DSGVO  regelt  –  wie  be-
reits  die  Vorläufervorschriften  –  das
grundsätzliche Verbot der Verarbeitung

Nr. 221/222 (Hefte 1-2/2018), S. 93ff.

„besonderer Kategorien“ personenbezoge-
ner Daten wie „die rassische und ethnische
Herkunft,  religiöse  oder  weltanschauliche
Überzeugungen“ oder  auch biometrische
Daten mitsamt den Ausnahmetatbestän-
den, die eine Verarbeitung solcher Daten
ausnahmsweise  zulassen.  Auf  20  Seiten
(S. 579 ff.)  erläutert  Thomas  Petri  an-
schaulich den Diskussionsstand zur Aus-
legung dieser Regelungen, die teils kom-
plexe und schwierige Fragen aufwerfen. 

Die  in  Art.  25  DSGVO neu durchfor-
mulierten Grundsätze des Datenschutzes
durch  Technikgestaltung  und  daten-
schutzfreundlichen  Voreinstellungen
werden  ausführlich  von  Marit  Hansen
kommentiert (S. 746 ff.). Da die DSGVO-
Regelungen  hier  (notwendig)  abstrakt
sind  und  erst  noch  auf  vielfältige  For-
men  technischer  Entwicklungen  ange-
wendet und damit konkretisiert werden
müssen, weist die Verfasserin zutreffend
darauf hin, dass Rechenschaftspflichten
und organisationsinterne Verfahren er-
forderlich  sind  (S. 765),  damit  diese
Grundsätze  keine  leeren  Versprechun-
gen bleiben. 

Alexander  Dix  kommentiert  die  in
Art. 33 und 34 DSGVO neu konzipierten
Regelungen für die Meldung von Daten-
schutzverstößen (Data Breach Notification;
S. 835 ff.). Franziska Boehm erläutert die
kontrovers  diskutierten und von vielen
gefürchteten Vorschriften in Art. 83 und
84 DSGVO zu Sanktionen,  insbesondere
zur  Verhängung  von  Geldbußen
(S. 1.210 ff.). 

Die  bereits  erhebliche  Komplexität
der  Materie  dürfte  zukünftig  durch  zu
erwartende Entscheidungen des Europä-
ischen Datenschutzausschusses2 und des
Gerichtshofs der EU (EuGH) weiter stei-
gen.  Die Kommentierung wird daher in

2 Zur Rolle des Europäischen Datenschutzaus-
schusses s. Dix und Caspar in diesem Heft.
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Zukunft  eher  noch  umfangreicher  aus-
fallen als bereits jetzt. Für interessierte
Privatleute  übersteigt  der  Preis  des
Kommentars schon in der vorliegenden
ersten  Auflage  die  übliche  Größenord-
nung  für  private  Buchanschaffungen.
Daher bleibt zu hoffen, dass auch die öf-
fentlichen Bibliotheken diese und ande-
re Kommentierungen für ihre Leser*in-
nen bereithalten, damit auch privat In-
teressierte sich mithilfe einer fachkom-
petenten  Auslegung  über  ihre  Daten-
schutzrechte  und  die  Regelungen  der
DSGVO informieren können.

Hartmut Aden

Die Versammlung als 
demokratischer Normalfall
Helmut Ridder,  Michael Breitbach & Dieter
Deiseroth  (Hrsg.):  Versammlungsrecht  des
Bundes und der Länder - Kommentar, 2. Auf-
lage,  Baden-Baden:  Nomos  2020,  1.699 S.,
178,- €; ISBN: 978-3-8487-0538-2

Nach 28 Jahren erscheint eine neue und
2. Auflage  des  Versammlungsrechts-
Kommentars „Ridder/ Breitbach/ Deise-
roth“.  Mit  Ausnahme  der  Herausgeber
präsentiert  sich  der  Kommentar  mit
komplett  neuer  Autorenschaft.  Und  er
hat nach fast drei Jahrzehnten einiges an
Umfang zugelegt. Viel  hat sich seitdem
im  Versammlungsrecht  getan:  Die  No-
vellierung  des  Bundesversammlungsge-
setzes, die Gräber-,  Gedenkstätten- und
Bannmeilengesetzgebung, die Föderalis-
musreform sowie nicht zuletzt die zahl-
reiche  Rechtsprechung  der  Verwal-
tungsgerichte und der Strafjustiz  sowie
mehr und mehr auch der Landesverfas-
sungsgerichte und der völker- und euro-
parechtlichen  Rechtsprechung.  Insbe-

sondere haben aber die zahlreichen Pro-
test-  und  Bürgerbewegungen  der  ver-
gangenen drei Jahrzehnte zu einer „Mo-
torisierung der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts“ geführt.

Der  (nach  dem Tod  von  Ridder  und
Deiseroth  noch  verbliebene)  Herausge-
ber  Michael  Breitbach  hebt  in  seinem
Vorwort  kritisch  hervor,  dass  sich  die
Versammlungsfreiheit  weiterhin  ver-
schiedenster  Angriffe  ausgesetzt  sieht.
„Nach wie vor gibt es aus Sicht der grund-
rechtlichen Freiheit aber auch Desiderate ge-
genwärtiger Versammlungsrechtspraxis, die
der  besonderen  Aufmerksamkeit  bedürfen:
dazu rechnen insbesondere der Ausbau des
staatlichen Überwachungsregimes samt dem
Einsatz  moderner  Überwachungstechniken,
v.a.  auch  die  damit  verbundene  Herabset-
zung von Gefahrenschwellen für staatliches
Eingriffshandeln  im  Namen  von  Terrorab-
wehr,  der Angriff  auf das Vorfeld von Ver-
sammlungen,  ferner  Polizeitaktiken,  die
nicht  dem Grundsatz  der  Deeskalation ver-
pflichtet  sind.“  Damit  macht  Breitbach
klar: auch die neue Auflage verfolgt ei-
nen bürgerrechtlichen Ansatz.

Nicht  ausdrücklich  im  Vorwort  be-
nannt werden die Corona-Verordnungen
der Bundesländer als neueste Herausfor-
derung  für  die  Versammlungsfreiheit,
die  Problematik  findet  jedoch  beach-
tenswerter  Weise  trotz  der  Kurzfristig-
keit  umfangreicheren  Einschlag  in  der
Kommentierung zu § 15 VersammlG. Zu
Recht  mahnt  hier  der  Richter  Phillipp
Wittmann, dass gewährleistet sein muss,
„dass die Versammlungsfreiheit ihre Funkti-
on als grundlegende demokratische Freiheit
auch  in  epidemiebedingten  Krisenzeiten  ef-
fektiv verwirklichen kann“.  Die, gerade in
der Anfangsphase der Pandemie, einge-
führten Totalverbote und Erlaubnisvor-
behalte  sind  wohl  die  tiefgreifendsten
Eingriffe  in  die  Versammlungsfreiheit
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seit Gründung der Bundesrepublik. Witt-
mann ist zuzustimmen, dass bereits die
Notwendigkeit der eingeführten Erlaub-
nisvorbehalte fraglich ist, da – so Witt-
mann –  auch  im Falle  eines  Erlaubnis-
vorbehaltes grundsätzlich ein Anspruch
auf Erlaubniserteilung bestehe. Nahelie-
gender  seien  daher  Anmeldevorbehalte
auch für Versammlungen in geschlosse-
nen Räumen oder der Erlass abstrakt-ge-
nereller  Versammlungsauflagen,  z.B.  in
Form  von  Abstandsgeboten.  Verbotsre-
gelungen könnten „nur – insbesondere im
Hinblick  auf  sonst  kaum  infektionsschutz-
rechtlich  kontrollierbare  Eil-  und  Spontan-
versammlungen  –  dem  Zweck  dienen  (…),
eine  individuelle  Risiko-  und  Auflagenprü-
fung zu ermöglichen“. Letzterem ist jedoch
insoweit  zu  widersprechen,  als  die  ge-
wünschte  Kontrollierbarkeit  von  Spon-
tan- und Eilversammlungen nun einmal
nicht einer für alle Versammlungen gel-
tenden Verbotsregelung bedarf. 

Wie sich in den letzten Monaten ge-
zeigt  hat,  ist  die  vielleicht  größte  Her-
ausforderung, vor die die Corona-Pande-
mie  den  Rechtsstaat  stellt,  die  Schwie-
rigkeit,  Grundrechtsschutz  zu  gewähr-
leisten,  wenn  schwerwiegende  völlig
neuartige Grundrechtseingriffe massen-
haft gleichzeitig eingeführt werden und
die Gerichte schlicht an Kapazitätsgren-
zen  stoßen.  Nach  Wittmann  haben  die
Gerichte  diese  Herausforderung  nicht
gemeistert. Er attestiert der bis Druckle-
gung  des  Kommentars  ergangenen
Rechtsprechung,  dass  es  dieser  „weit
überwiegend nicht  gelungen“ sei,  die  „all-
gemeinen polizeirechtlichen, versammlungs-
rechtlichen und infektionsschutzrechtlichen
Grundsätze sachgerecht auf den Einzelfall zu
übertragen“.

Fehlende  Sensibilität  gegenüber  der
Versammlungsfreiheit  zeigen  jedoch
auch andere Entwicklungen der letzten

Jahre; insbesondere die Tendenz, die Ge-
fahrenschwelle für Eingriffe in die Ver-
sammlungsfreiheit  zu  umgehen,  z.B.
durch  Vorfeldmaßnahmen.  Die  Praxis
der  Vorfeldmaßnahmen  wird  an  zwei
Stellen kommentiert  und an beiden als
gesetzeswidrig  erachtet.  Sowohl  Dieter
Deiseroth  und Martin  Kutscha  in  ihrer
Kommentierung  des  Art. 8  GG  als  auch
Wittmann in seiner  Kommentierung zu
§ 15 VersammlG sehen für Vorfeldmaß-
nahmen aus vielerlei Gründen keine ge-
setzliche  Grundlage.  Hierbei  sind  sich
die  Autoren  zwar  uneins,  ob  das  Ver-
sammlungsgesetz  eine  abschließende
Regelung für Eingriffe in die Versamm-
lungsfreiheit darstellt.  Im Ergebnis leh-
nen  jedoch  beide  Kommentierungen
überzeugend  sowohl  den  Rückgriff  auf
die Polizeigesetze als auch auf § 15 Ver-
sammlG ab.

Aufgezeigt wird im Kommentar auch
die  Absenkung  von  Eingriffsschwellen
bei  der Anfertigung von Übersichtsauf-
nahmen. Clemens Arzt vollzieht die Ent-
wicklung der Übersichtsaufnahmen von
der jahrelang ohne Rechtsgrundlage er-
folgenden Anwendung in der Praxis bis
zur  Legalisierung  durch  neue  Regelun-
gen  in  den  Landesversammlungsgeset-
zen nach und konstatiert: „Die kaum noch
zu bestreitende Bejahung der Eingriffsquali-
tät einer lange Jahre rechtswidrig betriebe-
nen Maßnahme führte damit nicht zu deren
Unterlassung,  sondern  einer  ausdrücklich
gesetzlichen Zulassung.“

Arzts  Ausführungen  zu  den  Über-
sichtsaufnahmen stehen beispielhaft da-
für, dass die Föderalismusreform wenig
dazu  beigetragen  hat,  der  Versamm-
lungsfreiheit  einen  neuen freiheitliche-
ren Geist einzuhauchen. Die wegweisen-
de  –  teils  gar  pathetische  –  Rechtspre-
chung  des  Bundesverfassungsgerichts
zur Versammlungsfreiheit hätte dem Ge-
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setzgeber Impulse zu neuen Konzepten
geben  können.  Friederike  Wapler  fasst
in der lesenswerten Einführung zu den
Kommentierungen der Landesversamm-
lungsgesetze  den derzeitigen Stand zu-
treffend zusammen:  „Betrachtet  man die
zwischenzeitlich  erlassenen  Landesver-
sammlungsgesetze,  so  finden  sich  erstaun-
lich wenig grundsätzlich neue Konzepte. Wo
Landesgesetzgeber, wie in Bayern, Eingriffs-
und  Kontrollbefugnisse  im  Versammlungs-
bereich ausdrücklich ausweiten wollten, hat
das BVerfG diesen Bestrebungen schnell ein
Ende  bereitet.  Doch  auch  eine  Liberalisie-
rung  des  Versammlungsrechts  wird  in  kei-
nem der Landesgesetze mehr als nur in An-
sätzen versucht.“ Die neuen Gesetze über-
nehmen  damit  das  alte  Konzept,  dass
Wapler treffend wie folgt beschreibt: Das
Versammlungsgesetz „atmet (…) den Geist
eines besonderen Gefahrenabwehrrechts, das
demonstrierende  Bürger  als  sicherheits-
rechtlich relevantes Problem, nicht aber als
demokratischen Normalfall betrachtet.“

Weniger  Leidenschaft  für  eines  der
Funktionselemente  unseres  demokrati-
schen Gemeinwesens transportiert dage-
gen die Kommentierung des Richters Se-
bastian  Brinsa  zum  Straftatbestand  bei
Verstößen  gegen  das  Vermummungs-
verbot.  Durchaus  umfassend beschreibt
er die verschiedenen Positionen zur Aus-
legung des Straftatbestandes. Sämtliche,
die  Weite  des  Tatbestandes  einschrän-
kende,  Auslegungsvorschläge  lehnt  er
jedoch  ab.  Die  Frage,  ob  Bürgerinnen
und  Bürger  aus  verschiedensten  Grün-
den nicht ein berechtigtes  Interesse an
einer  anonymen  Teilnahme  an  einer
Versammlung haben können, wird nicht
einmal  angeschnitten.  Auch  der  Um-
stand,  dass  die  Pönalisierung  der  Ver-
mummung  die  Polizei  bei  jedem  An-
fangsverdacht eines Verstoßes zum Ein-
schreiten zwingt und dadurch zur Eska-

lation  von  Versammlungen  beitragen
kann,  findet  keine Erwähnung.  Kritisch
betrachtet er lediglich den einheitlichen
Strafrahmen mit den anderen Tatvarian-
ten des Straftatbestandes, wie dem Waf-
fenführen. Er hält daher eine Anpassung
für  angezeigt,  „sei  es  durch  Erweiterung
des  Strafrahmens  für  Bewaffnungstaten
(nach  Vorbild  des  BayVersG  und  des
NVersG),  sei  es  (wie  im VersFG  SH)  durch
Herabstufung  der  Schutzbewaffnung-  und
Vermummungshandlungen  zur  Ordnungs-
widrigkeit.“ Dagegen macht  Ulrike Lemb-
ke  in  ihrer  Kommentierung  zum  Ver-
mummungsverbot  des  Versammlungs-
freiheitsgesetzes für das Land Schleswig-
Holstein deutlich,  dass  eine  Liberalisie-
rung durchaus geboten erscheint. 

Insgesamt  atmet  der  Kommentar  ei-
nen freiheitlichen Geist  und  erfüllt  die
im  Vorwort  geweckten  Erwartungen.
Der Gedanke Waplers, die Versammlung
als  demokratischen  Normalfall  zu  wer-
ten,  liegt  den  meisten  Kommentierun-
gen  zugrunde.  Dort  wo  sich  Ansichten
widersprechen,  erfüllt  er  den  im  Vor-
wort formulierten Anspruch des „offenen
(…) gelegentlich kontroversen Dialogs“; wo-
bei  hier  Verweise  auf  im  Kommentar
enthaltene  gegensätzliche  Positionen
leider  nicht  immer  vorhanden sind.  In
jedem Fall liefert der Kommentar einen
soliden, sowohl in die Breite als auch in
die Tiefe gehenden Einblick sowie einen
wesentlichen  Beitrag  zum  rechtspoliti-
schen Diskurs. 

Anja Heinrich
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Engagement für Frieden und 
Sozialstaatlichkeit
Helmut Simon,  Leben zwischen  den Zeiten.
Von der Weimarer Republik bis zur Europäi-
schen Union – vom Bauernbub zum Verfas-
sungsrichter  und  Kirchentagspräsidenten,
Baden-Baden:  Nomos  Verlag  2020,  254 S.,
58,- Euro

Helmut  Simon  (1922-2013)  gehörte  zu
den  herausragenden  Richter_innenper-
sönlichkeiten am Bundesverfassungsge-
richt,  dem er 1970  bis  1987  angehörte.
Hervorgetan hat  er sich weniger durch
die  Kreation  neuer  verfassungsrechtli-
cher Dogmatik,  sondern vielmehr durch
sein  beharrliches  Engagement  für  die
stärkere  Akzentuierung  der  Verfas-
sungsgebote  der  Friedensstaatlichkeit
und  des  Sozialstaats,  ferner  durch  sei-
nen  Einfluss  auf  die  Debatten  in  der
Evangelischen  Kirche  Deutschlands.
Nunmehr wurde posthum seine Autobio-
graphie  veröffentlicht,  herausgegeben
von seiner zweiten Ehefrau Heide Simon
und dem Rechtsanwalt Peter Becker .

Sein Werdegang war sicher untypisch
für einen langjährigen Verfassungsrich-
ter:  Geboren  wurde  er  auf  einem  Bau-
ernhof  im  oberbergischen  Land;  nach
dem Besuch der einklassigen Zwergschu-
le,  später  der  Oberschule  in  Gummers-
bach,  wo  er  1941  das  Abitur  ablegte,
diente er als Soldat der Bordflak auf ei-
nem  Handelsschiff.  Bereits  im  Winter
1945/46  begann  er  sein  Jurastudium,
verfolgte  aber  zugleich andere  Interes-
sen wie sein Engagement in der evange-
lischen Kirche. Prägend hierbei war ins-
besondere der Kontakt mit dem berühm-
ten Schweizer Theologen Karl Barth. Als

etwas indiskret erscheint die detaillierte
Schilderung  seiner  Liebesbeziehung  zu
seiner ersten Frau Eka, die 1992 an Krebs
verstarb.  Immerhin  verschweigt  er
nicht, dass während des wohl recht pa-
triarchalisch  geprägten  Familienlebens
beim Austragen von Konflikten er häufig
seine  Frau  „mit  Beredsamkeit  erdrückte“
(S. 42).

Seine richterliche Karriere begann in
der  Kammer  für  gewerblichen  Rechts-
schutz beim Landgericht Düsseldorf und
setzte sich fort beim Oberlandesgericht.
Im Jahre 1965 wurde er zum Richter am
Bundesgerichtshof gewählt und amtierte
auch  dort  am  Fachsenat  für  gewerbli-
chen  Rechtsschutz,  einer  Materie,  die
sich als Vorbereitung auf die Lösung dif-
fiziler  verfassungsrechtlicher  Probleme
eher weniger eignet. Immerhin wurde er
für  zwei  Jahre  als  „Hiwi“  zum Bundes-
verfassungsgericht abgeordnet, bevor er
1970  „überraschend“  (S. 115)  als  Nach-
folger  von  Wolfgang  Zeidler  zum  Mit-
glied in den Ersten Senat  des  höchsten
deutschen Gerichts gewählt wurde. Dort
wirkte er an so wichtigen Entscheidun-
gen  wie  z. B.  dem  Brokdorf-Beschluss
von 1985 mit, dem bis heute wegweisen-
den „Lehrbuch  der  Versammlungsfreiheit“
(Christoph  Gusy).  Seine  Opposition  ge-
genüber  seinen  konservativen  Senats-
kolleg_innen dokumentierte er in insge-
samt  sieben  zumeist  überzeugenden
Minderheitsvoten,  von  denen er  einige
gemeinsam  mit  der  Richterin  Rupp-v.
Brünneck verfasst  hat,  so zur Strafbar-
keit  des  Schwangerschaftsabbruchs  so-
wie zur Mitbestimmung an Hochschulen.

Mit  Recht  kritisierte  Simon  später
auch  den  Umgang  mit  dem  Gebot  der
Friedensstaatlichkeit:  Es  sei  versäumt
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worden, es ähnlich konkret herauszuar-
beiten und anzuwenden wie das Sozial-
staats-  und  das  Rechtsstaatsgebot.  Im
Hinblick  auf  die  „out-of-area“-Einsätze
der Bundeswehr schrieb er: „Statt klare
verfassungsrechtliche Regelungen für Recht
und Grenze von Krisenreaktionseinsätzen zu
schaffen,  sind  entgegenstehende  Verfas-
sungsnormen  bis  zur  Bedeutungslosigkeit
verdünnt  worden,  insbesondere  die  unge-
wöhnlich klare Vorschrift des Art. 87 Abs. 2
GG:  ‚Außer  zur  Verteidigung  dürfen  die
Streitkräfte  nur  eingesetzt  werden,  soweit
dieses Grundgesetz es ausdrücklich zulässt.`“
(S. 101).

Ebenso  wie  seine  Kollegin  Rupp-v.
Brünneck beklagte Simon, dass das Sozi-
alstaatsgebot in der verfassungsgericht-
lichen Rechtsprechung „immer  noch  ein
Schattendasein“  führe  (S. 167).  Als  Fort-
schritt  lassen  sich  insoweit  allerdings
die beiden Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts von 2010 und 2012,
also  lange  nach  Simons  Ausscheiden,
zum Inhalt der Gewährleistung des Exis-
tenzminimums  werten  (vgl.  im  Einzel-
nen  vorgänge 219, S. 7 f.).  Nicht  gebes-
sert hat sich auf der anderen Seite indes-
sen die sozialökonomische Grundsituati-
on, wie sie Simon in einer Rede im Jahre
1997 (die im Manuskript für dieses Buch
als „eine Art Vermächtnis“ charakterisiert
wird)  beschrieben  hat:  „In  der  Wirt-
schafts- und Sozialpolitik dreht sich alles um
die  Wettbewerbsfähigkeit,  Globalisierung
und Aktionärsinteresse  nach dem sharehol-
der-value-Prinzip; multinationale Unterneh-
men und ein durch die Welt vagabundieren-
des vaterlandsloses  Kapital können auf  der
Suche nach höheren Profiten weitgehend im
rechtsfreien  Raum  agieren  und  sehen  sich
sogar  umworben  durch  Steueranreize  und
Sozialabbau. Von sozialer Gerechtigkeit, Ge-
meinwohl,  Gleichwertigkeit  von  Arbeit  und

Kapital, Sozialpartnerschaft und vom Primat
der Politik ist kaum noch die Rede.“ (S. 253).

Trotz der zeitlichen Belastung durch
seine  Richterämter  fand  Simon  immer
noch Zeit für gesellschaftspolitisches En-
gagement,  so  1978  als  Gründungsmit-
glied  der  Gustav-Heinemann-Initiative
und später dann als Präsident des Evan-
gelischen Kirchentages. Vor diesem Hin-
tergrund ist interessant, welche Position
er  zur  Stellung  der  Amtskirchen unter
dem Grundgesetz vertrat. Gegenüber ei-
ner  strikten  Trennung  von  Staat  und
Kirche äußerte er  Skepsis,  aber  ebenso
gegenüber dem derzeitigen für die Kir-
chen  überaus  vorteilhaften  „System
freundschaftlicher  Partnerschaft  mit  dem
Staat“  (S. 228).  Er  plädierte  dafür,  das
Verhältnis von Staat und Kirche konse-
quent auf der Grundlage des Menschen-
rechts  der  Religionsfreiheit  zu  bestim-
men, und kritisierte, dass  insbesondere
im  Hinblick  auf  das  „kirchliche  Arbeits-
recht“ die verfassungsgerichtliche Recht-
sprechung  das  kirchliche  Selbstbestim-
mungsrecht  „außerordentlich  großzügig
anerkannt“ habe statt darauf zu drängen,
dass sich die  Kirchen in der Respektie-
rung von Grundrechten vorbildlich ver-
halten (S. 239).

Pessimistische Töne klangen in seiner
Schlussansprache vor dem Berliner Kir-
chentag 1989 an: „Es ist bisher nicht gelun-
gen, die Ressourcen der Erde haushälterisch
zu nutzen; es ist nicht gelungen, die Umwelt
vor Zerstörungen zu bewahren; es ist  nicht
gelungen, eine einigermaßen gerechte Welt-
wirtschaftsordnung zu errichten; es ist nicht
gelungen,  wissenschaftliche  und technische
Entwicklungen  auf  das  Verantwortbare  zu
begrenzen; es ist auch immer noch nicht ge-
lungen, den wahnwitzigen Rüstungswettlauf
zu beenden und die Drohung mit Massenver-
nichtungsmitteln  durch  eine  Sicherheits-
partnerschaft  zu  ersetzen  …  Besonders  ge-
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fährlich ist die zunehmende Gewöhnung an
dieses Versagen.“ (S. 189).  Es besteht we-
nig Anlass zu der Annahme, dass sich die
Verhältnisse  inzwischen  gebessert  ha-
ben, trotz des Engagements von „Fridays
for Future“ und anderen. Angesichts die-
ser  Situation  bleibt  zu  wünschen,  dass
sich auch unter der jetzigen Generation

von  Verfassungsrichter_innen  Persön-
lichkeiten finden werden, die sich nicht
im  Karlsruher  Elfenbeinturm  verste-
cken, sondern ähnlich wie Helmut Simon
kritisch Stellung zu den großen gesell-
schaftspolitischen  Herausforderungen
der Gegenwart beziehen.

Martin Kutscha
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